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Völlig unverhältnismäßiges Vorgehen im Sinne der
Majestätsbeleidigung muss ein Ende haben!
Ein Rentner veröffentlicht auf der Plattform X einen
Beitrag, in dem er Vizekanzler Robert Habeck als
„Schwachkopf“ bezeichnet. Daraufhin erstattet der
Grünen-Politiker Anzeige wegen Beleidigung. Im Anschluss
kam es zu einer Hausdurchsuchung.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, lehnt ein solches Vorgehen
entschieden ab:

„§ 188 StGB in der jetzigen Form muss schnellstens
abgeschafft werden. Ein Sonderrecht für Politiker, ähnlich
einer Majestätsbeleidigung, ist in Deutschland absolut
unnötig und unpassend. Solange aber diese
Rechtsvorschrift so existiert, muss sie sehr zurückhaltend
angewendet werden. Solche Exzesse, wie sie mit
Hausdurchsuchungen und Wohnungsstürmungen
durchgeführt werden, sind nicht hinnehmbar und einer
freien Gesellschaft fern. In einem Rechtsstaat sollten
Personen, die im politischen Leben verortet sind, nicht
grundlegend anders behandelt werden als alle anderen
Bürger.“



Weitere Pressemeldung
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Union blockiert mit SPD und Grünen gesamte Arbeit des Bundestags

Die Union hat heute dafür gesorgt, dass die Anträge der AfD-Fraktion in nahezu sämtlichen
Bundestagsausschüssen von der Tagesordnung genommen werden und diese nicht mehr
arbeiten.
Der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, teilt
dazu mit: 

„Die CDU/CSU-Fraktion legt zusammen mit Grünen und SPD das ganze Parlament lahm und
verweigert sich jeglicher Arbeit. Nicht nur die Aufsetzung unserer zahlreichen Initiativen
im Plenum wird von den Altparteien nicht zugelassen, selbst Ausschussberatungen finden
nun nicht mehr statt. Ganz Deutschland wird von den Politikern der Ampel gegen die Wand
gefahren. Die Unionsfraktion weiß, dass sie unseren sinnvollen Anträgen natürlich
ehrlicherweise zustimmen müsste, besitzt aber nicht die Courage dies zu tun und blamiert
sich somit bis auf die Knochen. Das sogenannte Arbeitsparlament befindet sich nun im
Winterschlaf und Deutschland wird weiter sich selbst überlassen. Nur mit der AfD-Fraktion
im Bundestag geht es mit Deutschland aufwärts.“



Aktuelle Videos
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https://youtu.be/1M9dnyLaTaQ?si=aF9NxfodpPMGMzwA
https://youtu.be/qS2atRiNzzs?si=QaMykIr6SCDaRBZY
https://youtu.be/ee5k5GlpMQI?si=g2EM634dTPVNC0RH
https://youtu.be/zVLvyuqCTso?si=Iov9wQmSVrWnsQrf
https://vm.tiktok.com/ZNe31wxYT/
https://vm.tiktok.com/ZNe31K566/


Regierungserklärung - Scholz wirbt für wichtige Gesetze in letzter Minute

Nach dem Ampel-Aus hat Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) am Mittwoch im Bundestag eine
Regierungserklärung zur aktuellen Lage abgegeben. Dabei standen die Neuwahl des Bundestages
und eine Regierungsbilanz im Mittelpunkt. Die zweistündige Debatte hat einen Vorgeschmack auf
den bevorstehenden Wahlkampf geliefert. Bundeskanzler Scholz beschwor in seiner Rede den
sozialen Zusammenhalt und warnte vor Rentenkürzungen und „Verteilungskämpfen“ für den Fall
eines Regierungswechsels. 
 
AfD-Fraktionschefin Dr. Alice Weidel machte sowohl dem Bundeskanzler als auch der CDU/CSU
schwere Vorwürfe. „Das, was Ihre Regierung diesem Land und seinen Bürgern angetan hat, ist
beispiellos“, sagte sie. Die Ampel habe wie keine Regierung zuvor Wohlstand zerstört und das Land
geschädigt. Weidel sprach von einer „aberwitzigen Politik der grünen Transformation“ und einer
Deindustrialisierung und griff die Regierung wegen ihrer Migrationspolitik an. „Auf den Straßen
toben sich importierte Judenhasser aus“, sagte Weidel. Unionsfraktionschef Merz warf sie
„Heuchelei“ vor. Er wolle keine Politikwende für Deutschland. „Ihnen geht es ganz allein um sich
selbst, um Ihre Macht, um Parteitaktiererei, und vor allen Dingen um Ihre Eitelkeit. Mit Ihnen als
,Ersatz-Scholz' kommt Deutschland nicht voran.“ Merz sei keine Alternative zu dieser Regierung und
diesem Kanzler, sagte Weidel und attackierte Merz wegen der Absage der Union an eine
Zusammenarbeit mit der AfD. „Sie stellen die Brandmauer über Deutschland – was für ein Ausbund
an demokratischer Unkultur!“

Befragung der Bundesregierung und Fragestunde

Am Mittwoch fragte Stephan Brandner denKanzleramtsminister Wolfgang Schmidt: „Es geht um das
gespenstische Szenario von vor ziemlich genau einer Woche, als der Bundeskanzler nach dem
beantragten Rausschmiss von Herrn Lindner und der Beendigung der Koalition vor die Presse trat
und eine ambitionierte, fast viertelstündige Rede gehalten hat. Viele waren begeistert und dachten
sich: Mensch, der Kanzler kriegt ja sonst nicht zwei zusammenhängende Sätze raus, wenn er sie
nicht aufgeschrieben bekommen hat. - Der „Scholzomat“ ist ja jedem noch im Gedächtnis. - Wie
kommt er denn plötzlich auf eine Viertelstundenrede? Und die hält er auch noch fast fehlerfrei.
Dann kam heraus, dass der Teleprompter zum Einsatz kam und die Rede offenbar vorformuliert war.
Meine Frage ist jetzt: Wann wurde diese Rede für den Bundeskanzler denn geschrieben? Wohl nicht
zwischen Rausschmiss und Beginn der Rede; das waren ja nur wenige Minuten. Und seit wann
benutzt der Bundeskanzler einen Teleprompter?“
 

Plenarrückblick, Mittwoch 13. November 2024
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Fortsetzung 13. November
Zudem wollte Stephan Brandner in der anschließenden Fragestunde vom Staatssekretär bei der
Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, Sören Bartol,wissen: „Ein
Vorhaben, das Sie von Anfang an medial ziemlich gepusht haben, war das Versprechen, 400.000
Wohnungen pro Jahr errichten zu lassen. 2022 waren es genauso wie 2023 kaum 300.000 neue
Wohnungen. Der Bedarf in Deutschland liegt bei ungefähr 370.000 Wohnungen. Dafür haben Sie
extra ein Ministerium für Bauen und Wohnen einrichten lassen. Und trotzdem hat es weder
hingehauen, den Bedarf von 372.000 Wohnungen abzudecken, noch Ihre Zusage zu erfüllen,
400.000 Wohnungen zu bauen. Woran hat es denn jetzt gelegen, dass das Ziel, 400.000 Wohnungen
zu bauen - Frau Geywitz hat das ja sehr lange vertreten -, nicht erreicht wurde? War es vielleicht von
Anfang an nur Flunkerei, oder gibt es konkrete Gründe? Und welche Rolle spielen die Millionen
Migranten bei der Wohnungsnot in Deutschland?“ Stephan Brandner fragte nach und stellte dazu
fest: „Frau Geywitz hat auch nach Beginn des Angriffskriegs auf die Ukraine an den 400.000
Wohnungen festgehalten. Und Sie wollen uns jetzt klarmachen, Putin ist schuld daran, dass Sie nicht
in der Lage waren, die von Ihnen, ich glaube, sogar im Koalitionsvertrag festgelegten 400.000
Wohnungen im Jahr zu bauen? Das ist Putins Schuld, und wenn wir den Ukrainekrieg nicht hätten,
dann gäbe es in Deutschland gar keine Wohnungsnot trotz Millionen Zuwanderern? Das finde ich
schon bemerkenswert.“
 
Aktuelle Stunde - Debatte über Arbeit des Bundestages nach Koalitionsende

Über was das Parlament in der verbleibenden Zeit bis zur Neuwahl noch beraten und beschließen
soll, das war Thema einer Aktuellen Stunde am Mittwoch mit dem Titel „Kein Stillstand im Parlament
– Sachbezogene Mehrheiten nutzen“. Verlangt hatte sie die AfD-Fraktion. Dabei ging es um die
Weigerung der anderen Fraktionen, Initiativen der AfD noch auf die Tagesordnung zu setzen. Die
Debatte drehte sich aber auch um die Weigerung von Union und FDP, bestimmten Vorhaben der
verbliebenen Koalitionsfraktionen noch zu einer Mehrheit zu verhelfen.
 
Die Redner der AfD-Fraktion wiesen darauf hin, dass Union und FDP jetzt bei ihnen eine Mehrheit
für manche ihrer Vorhaben finden könnten. Stattdessen habe die CDU/CSU-Fraktion eigene Anträge
zurückgezogen, um zu verhindern, dass sie mit den AfD-Stimmen angenommen werden. An den
Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz gerichtet sagte Sebastian Münzenmaier (AfD): „Die
Brandmauer ist Ihnen wichtiger als Deutschland“, und Dr. Götz Frömming (AfD) warf ihm vor: „Sie
haben Opposition die ganze Zeit nur simuliert“. Die Weigerung, Initiativen seiner Fraktion auch nur
zu debattieren, nannte Frömming einen „Anschlag auf die Herzkammer der Demokratie“.
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Plenarrückblick, Donnerstag 14. November 2024
 Wahlen - Stephan Brandner nicht in das PKGr gewählt

Der Bundestag hat am Donnerstag in geheimer Wahl ohne Debatte einen Wahlvorschlag der AfD-
Fraktion abgelehnt, wonach der nordrhein-westfälische Abgeordneten Stefan Keuter (AfD) zum
Stellvertreter der Bundestagspräsidentin gewählt werden sollte. Auf Keuter entfielen 75 Ja-Stimmen
bei 559 Gegenstimmen bei 17 Enthaltungen und einer ungültigen Stimme. Damit erreichte er nicht
die erforderliche Mehrheit von 367 Stimmen und ist somit nicht zum Bundestagsvizepräsidenten
gewählt.
Ebenfalls ohne vorherige Debatte entschieden die Abgeordneten über einen weiteren Wahlvorschlag
der AfD-Fraktion, die ihren Abgeordneten Stephan Brandner als Mitglied des Parlamentarischen
Kontrollgremiums (PKGr) gemäß Artikel 45d des Grundgesetzes nominiert hatte. Brandner verfehlte
die erforderliche Mehrheit und wird dem PKGr nicht angehören. 
 
Aktuelle Stunde - Weltklimakonferenz COP 29 führt zu hitziger Debatte 

Wie geht es weiter mit dem internationalen Klimaschutz? Darüber hat der Bundestag in einer von
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen anlässlich der im aserbaidschanischen Baku laufenden
Weltklimakonferenz am Donnerstag, 14. November 2024, in einer Aktuellen Stunde teils hitzig
debattiert. Dabei wurde deutlich, dass das Ziel, die weiter anwachsenden CO2-Emissionen wirksam
zu verringern und die Folgen es Klimawandels zu begrenzen, von den meisten Abgeordneten geteilt
wurde. Über den Weg dahin gab es jedoch reichlich Dissens.
 
Bewusste Panikmache und Manipulation unterstellte Steffen Kotré (AfD) kollektiv den anderen in
der Politik, aber auch Wissenschaftlern und Medien. Daten zum Klimawandel stimmten nicht,
würden bewusst „frisiert“, behauptete der AfD-Abgeordnete. Dem wie auch immer gearteten
Klimaveränderungen könne man nicht mit der Strategie der CO2-Vermeidung begegnen:
Deutschland habe seine Emissionen zwischen 1990 und 2015 um 22 Prozent gesenkt, weltweit seien
sie aber 58 Prozent gestiegen. Der richtige Weg könne daher nur Anpassung sein. Die „Hysterie“, die
die Regierung verbreite, solle nur dazu dienen, Argumente zu unterdrücken. „Niemand soll
aufmucken, wenn Wohlstandsverluste und Demokratieabbau vorangetrieben werden.“ Das kenne
man schon aus der Corona-Pandemie, so Kotré.
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Plenarrückblick, Freitag 15. November 2024
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Bundestag hebt Sitzungswoche vom 25. bis 29. November auf - 
AfD: Demokratie wird nur noch simuliert

Der Bundestag hat zu Beginn der Plenarsitzung am Freitag beschlossen, die geplante nächste
Sitzungswoche vom 25. bis 29. November aufzuheben. In dieser Woche sollte der Bundeshaushalt
2025 abschließend beraten werden. Für die Aufhebung der Sitzungswoche votierten nach einer 15-
minütigen Geschäftsordnungsdebatte die Fraktionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und
FDP, die auch den Antrag gestellt hatten. Dagegen stimmten die AfD-Fraktion und die Gruppen Die
Linke und BSW.
 
Der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion, Dr. Bernd Baumann, beklagte, dass
die Tagesordnung der laufenden Sitzungswoche radikal verkürzt worden sei und die AfD ihre
Anträge nicht habe aufsetzen können. „Demokratie wird nur noch simuliert“, lautete die
Schlussfolgerung Baumanns. Er verwies auf Frankreich, wo es ebenfalls eine Minderheitsregierung
gebe und niemand deshalb auf die Idee komme, die parlamentarische Arbeit einzustellen. CDU/CSU
und FDP, also ein Teil der Opposition, verbünde sich mit der Regierung gegen das Parlament. Union
und FDP müssten jetzt Farbe bekennen bei den Themen Migration, Kernkraft und Verbrennerverbot.
Baumann sprach von einem Missbrauch der Geschäftsordnung: „Die Demokratie gerät in
Schieflage.“
 
Aktuelle Stunde - Debatte über die Auswirkungen der Cannabis-Legalisierung
AfD: Kiffer nicht das drängendste Problem

In einer erneut emotionalen Parlamentsdebatte haben sich Kritiker und Befürworter mit den
Auswirkungen der Legalisierung von Cannabis auseinandergesetzt. Während Redner der ehemaligen
Ampel-Koalition am Freitag in einer von der CDU/CSU-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde die
Freigabe verteidigten, sprach die Union von einem eklatanten Fehler, der die innere Sicherheit in
Deutschland gefährde. Die Ampel-Koalition hatte das Cannabisgesetz im Februar auch gegen Kritik
von einigen Fachverbänden durchgesetzt. Seit dem 1. April 2024 sind der Besitz und Konsum von
Cannabis unter bestimmten Bedingungen legal. Seit dem 1. Juli dürfen außerdem Vereinigungen
zum Eigenanbau von Cannabis Anträge auf Zulassung stellen. Das geerntete Cannabis kann dann an
die Mitglieder ausgegeben werden.
 
Kritisch äußerte sich Martin Sichert (AfD), der den Schwerpunkt auf die seiner Ansicht nach
gescheiterte Ausländerpolitik legte und forderte, kriminelle Ausländer entschlossen abzuschieben.
Man könne das Cannabisgesetz kritisch sehen, „die Kiffer“ seien aber nicht das drängendste Problem
der inneren Sicherheit. Viel problematischer seien Islamisten und ihre Unterstützer in Deutschland.
Kriminelle und Kriegsverbrecher könnten einfach einreisen und in Deutschland bleiben. Die
Organisierte Kriminalität werde stärker und umfasse auch bekannte arabische Clans. Das
Kernproblem sei die ungesteuerte Zuwanderung. Statt die Clans zu bekämpfen, befasse sich die
Regierung lieber damit, ganz normale Bürger auszugrenzen.



Pressekonferenz - “Baumannrunde”
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Parlamentsseminar mit Lehrbeauftragten 
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Videodreh für die Fraktion
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2025 kann kommen! Unsere neuen Kalender sind da!
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz
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+++NEU ab 24.11.2024+++
Wahlkreisbüro Meuselwitz
Bebelstraße 21 
04610 Meuselwitz 
meuselwitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. 10-17 Uhr

Und eine Überraschung haben
wir noch! 😏


